
 
 
 
 
 
 

Aus der Arbeit des Gemeinderats – Sitzung am 28. Juli 2025 
 
Themenschwerpunkte der letzten Gemeinderatssitzung vor der Sommerpause waren die 
Beratungen zur Reparatur des Heuchlinger Wasserwerks und der Verfahrensauftakt für die 
Ergänzungssatzung „Holzleuten Süd“. Zudem erfolgte ein Finanzzwischenbericht für das 
Haushaltsjahr 2025. 
 

Wasserwerk Heuchlingen wird repariert  
Die Bereitstellung einer in Menge und Qualität ausreichenden Wasserversorgung ist eine der zentralen 
kommunalen Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge, führte Bürgermeister Lang einleitend an. 
Neben der erforderlichen Wirtschaftlichkeit der Wasserversorgung ist hier in den letzten Jahrzehnten 
verstärkt auch die örtliche Versorgungssicherheit - und damit verbunden die optimale Nutzung eigener 
örtlicher Trinkwasservorkommen - in den Fokus gerückt.  
Die Gemeinde Heuchlingen ist hier vom Grundsatz her gut aufgestellt. Der örtliche Wasserbedarf wird 
derzeit in etwa Hälftig durch Eigenwasser (Tiefenbrunnen und Quellen) bzw. Fremdwasser 
(Bezugsrechte bei der Nordost-Wasserversorgung) abgedeckt.  

Das Wasserwerk ist der zentrale Aufbereitungs- und Verteilpunkt für die Wasserversorgung in der 
Gemeinde Heuchlingen. Durch die nun geplante Reparaturmaßnahme soll die Nutzung der 
Eigenwasservorkommen „Räfflesquelle“ und „Tiefenbrunnen I“ auch weiterhin ermöglicht werden. 
Im Einzelnen sind dies auf der maschinentechnischen Seite die Erneuerung des Filterkessels samt 
Filterkies und Entlüftungsventilen, das zugehörige Drehkolbengebläse und Schallschutzhaube, der 
Austausch des Einstiegsdeckels in den Reinwasserbehälter und verschiedene Edelstahlbleche zur 
Verbesserung der Hochwassersicherheit.  
In der Elektrotechnik ist die Erneuerung der Schaltanlagen in Form eines Schalt- und separaten 
Wandzählerschranks, die Trübungsmessung, verschiedene Drucksensoren und die Erneuerung der 
Beleuchtung einschließlich 2 Luftentfeuchtern vorgesehen.  
Als weiterer Baustein ist die Erneuerung des Dachs inkl. der Vorbereitung für eine spätere PV-Anlage 
vorgesehen. Von Seiten des Ing.-Büros LKP+ wurde ein Gesamtaufwand von ca. 305.000 € (netto) für 
die notwendigen Reparaturen ermittelt.  

Der Gemeinderat war sich einig, dass die zum Weiterbetrieb des Wasserwerks Heuchlingen 
erforderlichen Reparatur- und Anpassungsmaßnahmen umgesetzt werden. Die Vergabe der 
Schlosserarbeiten / Maschinentechnik erfolgte an die Fa. Stetter GmbH gemäß dem vorliegenden 
Angebot mit netto 81.290,20 €. Die Elektrotechnischen Arbeiten wurde an die Firma Elektro-Jerg gemäß 
dem vorliegenden Angebot von netto 127.261,60 € vergeben. 
Für die noch erforderlichen untergeordneten Gebäudeinstandsetzungsarbeiten (Dacheindeckung, 
Fassadenarbeiten, Fliesenausbesserungen etc.) wurde die Verwaltung beauftragt Angebote einzuholen.  
Die Bestückung des dann neu erstellten Daches mit einer Photovoltaikanlage zur Strom-Eigennutzung 
soll dann nach Fertigstellung der Bauarbeiten am Wasserwerk ebenfalls noch erfolgen.  
 

Aufstellungsbeschluss für Ergänzungssatzung „Holzleuten Süd“ gefasst 
Das Plangebiet liegt am südlichen Ortsrand von Holzleuten. Es umfasst eine Gesamtfläche von ca. 
4.026 m² und schließt an die bestehende Bebauung an. Der Geltungsbereich umfasst eine Teilfläche 
des Flurstückes 1729; er wird im Norden von Flst. 1655 (Weg) begrenzt, im Osten von Flurstück 1713 
(Weg), im Süden und Osten von Flst. 1729 (Grünland). 
Anlass der Planung ist die Bauanfrage eines Ortsansässigen zur Erstellung eines Wohnhauses für den 
Betriebsnachfolger und zur Erweiterung des bestehenden Holzbaubetriebes. Für die betriebliche 
Erweiterung ist eine Hallengröße von ca. 20 m x 40 m für die Vormontage von Holzhäusern vorgesehen. 
Der Bauherr ist auch Eigentümer der Fläche.  

Zur Schaffung der rechtlichen Grundlagen für die neue Bebauungsmöglichkeit soll eine Ergänzung nach 
Innen- und Außenbereichskriterien anhand einer Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB 
erfolgen. Die planungsrechtlichen Festsetzungen werden auf ein Mindestmaß beschränkt, auf die 
Festlegung von örtlichen Bauvorschriften wird verzichtet. Vorhaben haben sich gemäß § 34 BauGB nach 
Maß der baulichen Nutzung sowie der Bauweise „in die Eigenart der näheren Umgebung einzufügen“. 
Bezugsobjekte werden hier die im Norden vorhandenen Betriebsgebäude sein. 



Bezüglich der Ver- und Entsorgung des zur Bebauung vorgesehenen Bereichs wurde aus Sicht der 
Gemeindeverwaltung darauf hingewiesen und ist dem Antragsteller bekannt, dass im Bereich des 
Baugrundstücks keine Hauptleitungen der kommunalen Wasserversorgung sowie der 
Schmutzwasserkanalisation verfügbar sind bzw. eine Verlängerung der Hauptleitungen aus 
Kostengründen nicht erfolgen wird. Die diesbezügliche Ver- und Entsorgung der einbezogenen 
Neubaufläche muss deshalb vom Antragsteller über die vorhandenen privaten Hausanschlüsse des 
Zimmereibetriebs auf der gegenüberliegenden Straßenseite (Flurstück 1618, Ortsstraße 51) auf eigene 
Kosten in einem ausreichenden Umfang hergestellt und sichergestellt werden. Auch werden durch die 
Einbeziehung von Flächen in den Innenbereich und die neu entstehende Bebaubarkeit in der Folge 
Beiträge nach dem Kommunalen Abgabegesetz ausgelöst.  

Der Gemeinderat billigte die vorliegenden Entwürfe und fasste einstimmig den Aufstellungsbeschluss für 
die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung „Holzleuten Süd“ nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB.  
Die Verwaltung wurde beauftragt, das Bebauungsplanverfahren fortzuführen und die Öffentlichkeit sowie 
die Behörden / Träger öffentlicher Belange zu beteiligen. 

Da das von der Gemeinde durchzuführende Satzungsverfahren einem einzigen Grundstückseigentümer 
dient und die entstehenden Planungsaufwendungen nicht durch Beiträge oder Gebühren finanziert 
werden, soll mit dem Grundstückseigentümer ein Städtebaulicher Vertrag geschlossen werden. Der 
Vertrag regelt u.a. auch, dass die Planungshoheit vollständig bei der Gemeinde verbleibt und - 
unabhängig vom letztlichen Erfolg des Verfahrens - die externen Planungsleistungen (Ing.-Büro, 
Fachplaner, Gutachten etc.) vom Grundstückseigentümer getragen werden.  
Auch enthält der städtebauliche Vertrag nochmals Hinweise zu den in Eigenregie vom Antragsteller 
sicherzustellenden Anbindungen des Flurstücks 1729 an die öffentliche Wasserversorgung und 
Schmutzwasserbeseitigung über die vorhandenen Hausanschlüsse von Flurstück 1618 (Ortsstr. 51). 

Dem Abschluss eines städtebaulichen Vertrags zwischen der Gemeinde Heuchlingen und dem 
Grundstückseigentümer wurde zugestimmt. Die Verwaltung  wurde mit der Erstellung des Vertrags 
beauftragt und zum Vertragsabschluss ermächtigt. Die Gemeinde wird dann das Ingenieurbüro 
„stadtlandingenieure GmbH“ aus Ellwangen mit den zur Durchführung und Abwicklung des Verfahrens 
erforderlichen Leistungen beauftragen. 
 

Prüfungsergebnis der Eröffnungsbilanz vorgestellt 
Bedingt durch die Umstellung auf das Neue Kommunale Haushaltsrecht musste die Gemeinde 
Heuchlingen zum 01.01.2020 erstmalig und einmalig eine vollständige Eröffnungsbilanz erstellen. Diese 
wurde nach umfangreichen Arbeiten von der Kämmerei und der Gemeindeverwaltung in der Sitzung am 
19.06.2023 vom Gemeinderat festgestellt und anschließend der Rechtsaufsicht bzw. Rechnungsprüfung 
vorgelegt. 
Mit Schreiben der Kommunalaufsicht des Landratsamtes vom 10.07.2025 wurde der Gemeinde nach 
Abschluss des Prüfungsverfahrens die Bestätigung nach § 114 Abs. 5 GemO für die Eröffnungsbilanz 
zum Stichtag 01.01.20220 erteilt.  
 

Finanzzwischenbericht für das Haushaltsjahr 2025  
Kämmerer Fabien Streicher hat dem Gemeinderat den Finanzzwischenbericht vorgelegt. Deutlich 
wurde, dass die Haushaltslage der finanzschwachen Gemeinde Heuchlingen überdurchschnittlich stark 
von der wirtschaftlichen Gesamtsituation im Land abhängig ist und bleibt. Wie sich die 
Gesamtkonjunktur generell mittel- und langfristig entwickelt, ist aktuell schwer einschätzbar.  

Zu den wichtigsten Erträgen der Gemeinde gehört der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer sowie 
die Leistungen aus dem Finanzausgleich. Die Gewerbesteuer spielt eine eher untergeordnete Rolle. 

Bei der Aufgabenumsetzung und der Erreichung der im Haushaltsplan definierten Ziele ist die Gemeinde 
auf einem guten Weg. Sowohl die Ertrags- als auch die Aufwandsseite verlaufen bisher weitgehend 
planmäßig. Bei der Umsetzung der Investitionen liegt man - auch bedingt durch Faktoren wie z.B. 
Lieferverzögerungen oder erforderlichem Planungsvorlauf - noch hinter den Planansätzen. 

Der bereits in der Oktober-Steuerschätzung 2024 erkennbare negative Trend setzt sich auch in der Mai-
Steuerschätzung 2025 fort. Für dieses Jahr fällt die Entwicklung nochmals weniger drastisch aus.  
Ab dem kommenden Jahr 2026 ist jedoch mit einer weiteren spürbaren Verschlechterung zu rechnen. 
Die Auswirkungen auf die Gemeinde Heuchlingen sind aktuell noch begrenzt, sollten jedoch weiterhin 
aufmerksam beobachtet werden. Insbesondere im Hinblick auf die großen Investitionsprojekten der 
mittelfristigen Finanzplanung. 

Der Gemeinderat nahm den Finanzzwischenbericht zur Kenntnis. 
 



Bausachen 
Zwei vorsorglich auf der Tagesordnung stehende Baugesuche wurden nochmals vertagt, da hier zur 
Beurteilung erforderliche Unterlagen noch fehlten.  
Den beantragten notwendigen Befreiungen für die „Dachaufstockung zur Errichtung einer 
Einliegerwohnung, Installation einer PV-Anlage und Errichtung eines Carports“ in der Kirchbühlstraße 
wurde zugestimmt und das gemeindliche Einvernehmen erteilt. 
Bei einer Bauvoranfrage zur „Errichtung eines gewerblich genutzten Anbaus im UG“ im Siedlerweg 
wurden Befreiungen in erheblichem Umfang angefragt. Nachdem aus baurechtlicher und städtebaulicher 
Sicht hier von Seiten der Baurechtsbehörde keine Genehmigung erteilt werden kann, regte der 
Gemeinderat an, in Abstimmung zwischen Bauherrn und Baurechtsbehörde zu prüfen, ob durch 
Anpassungen der Planungen ein Konsens gefunden werden kann.  
 

Sonstiges 
Bürgermeister Lang informierte über die Fusionsplanung der Raiffeisenbank Rosenstein und der 
Abtsgmünder Bank. Positiv sei, dass im Eingangsbereich der ehemaligen Heuchlinger Filiale ein neuer 
Geldautomat mit Ein-/Auszahlungsfunktion installiert wurde.  

Das fehlende Buswartehäusle in der Ortsmitte, beim „Haus Stäb“, wurde des Öfteren bemängelt. Hier 
will der Gemeinderat eine Lösung finden und v.a. den hier abfahrenden Schülern eine 
Unterstellmöglichkeit schaffen. Die Gemeinde wird deshalb ein gebrauchtes Buswartehaus erwerben 
und dieses dann auf gemeindeeigener Fläche aufstellen.  

Die Bestandserhebung für den Breitbandausbau „Cluster Nord“ befindet sich in der Endphase. 
Hierdurch wird auch geklärt, für welche Bereiche die Gemeinde eine mit Fördermitteln des Bundes und 
Landes bezuschusste Anbindung ans kommunale Breitbandnetz erstelIen darf. Im nächsten Schritt 
werden dann die Ausbauplanungen konkretisiert und mögliche Trassenverläufe geprüft. Im Herbst soll 
hierüber im Beisein des geplanten Planungsbüros RBS Wave im Gemeinderat informiert werden. 
 

Anfragen 
Auf Nachfrage eines Gemeinderats erklärte Bürgermeister Lang, dass die Gemeinde plant, im 
kommenden Jahr einen Zuschussantrag zur Erstellung einer Biotopverbundplanung zu erstellen.  

Zum Hinweis auf einen „stark klappernden“ Kanaldeckel in der Brackwanger Straße informierte der 
Bürgermeister, dass hier bereits der Sanierungsauftrag erteilt ist.  

Auf die Anfrage, ob für den Bereich Hauptstraße/Schechinger Straße ein „Lärmschutzgutachten“ 
erstellt und in Folge hieraus eine 30er Zone eingerichtet werden kann, verwies Bürgermeister Lang 
darauf, dass nach den vorliegenden Verkehrszahlen (PKW und LKW) die tatsächliche 
Verkehrsbelastung wohl zu gering für die zielführende Gutachtenerstellung ist. Verschiedene 
ortsbezogene Daten zum Thema Straßenverkehr sind auf der Internetseite der LUBW einsehbar.  

Bemängelt wurde, dass von den Tageszeitungen zunehmend weniger über Gemeinderatsitzungen und 
Heuchlinger Themen berichtet wird. 
 

 

Anschließend beriet der Gemeinderat nichtöffentlich weiter. 

 


